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— 109 -
an das Bundesgericht offen; für die Entscheidung von Streitigkeiten zwischen
Kantonen außerhalb des Konkordates ist ebenfalls das Bundesgericht zuständig.
Der Bundesrat besitzt hierüber keine Entscheidungsbefugnis; als Rekursinstanz
in Konkordatssachen kann er nur feststellen, daß eine Verletzung von Konkordatsvorschriften

nicht vorliegt, und daß daher der Rekurs aus dem Konkordate nicht
geschützt werden kann.

Die von den streitenden Kantonen diskutierte Frage, ob die Wohnsitzbestimmungen

des Konkordates sich nur auf Niedergelassene oder auch auf Aufenthalter
beziehen, ist dahin zu beantworten, daß, wie sich schon aus dem Wortlaut des Art.
2, Abs. 1, des Konkordates, ferner auch aus den Verhandlungen anläßlich der
Revision des Konkordates und aus der Spruchpraxis ergibt, der Wohnsitzbegriff
des Konkordates keinen Unterschied zwischen Niedrgelassenen und Aufenthaltern
kennt und daher diese beiden Kategorien in gleicher Weise umfaßt. An der
Entscheidung über die Streitfrage, die den Gegenstand des Rekurses bildet, ändert
dies nichts.

Der Bundesrat beschloß am 22. Juni 1930: Der Rekurs wird abgewiesen.

§ür die Krmenpfleger unö waisenämter.

Einen Entscheid von grundsätzlicher Bedeutung, auf den sich in Zukunft alle
Armenpflegen und Waisenämter in ähnlichen Fällen berufen werden, hat das
Polizeigericht des Kantons Glarus in seiner Sitzung vom 8. Juli gefällt. Er sei
daher noch besonders hervorgehoben. Der Angeklagte war im Jahre 1924 von
seiner Ehefrau geschieden worden mit der Verpflichtung, für die beiden Kinder,
welche der Mutter zugesprochen wurden, monatlich 7k> Fr. an den Unterhalt zu
bezahlen. Eine Zeitlang kam er seinen Verpflichtungen nach, stellte dann aber
die Zahlungen ein und wurde hierauf von der Mutter der Kinder für die
rückständigen Alimente betrieben. Allein trotz der Betreibung blieb er stark im
Rückstand, obwohl er bei seinem Einkommen nachweisbar sehr Wohl in der Lage
gewesen wäre, die Alimente regelmäßig zu bezahlen. Die Armenpflege ermähnte
ihn hierauf ordnungsgemäß zur Erfüllung seiner Vaterpflichten unter Hinweis
auf Paragraph 103 des Strafgesetzbuches. Dieser Paragraph bestimmt, daß Eltern,
welche trotz amtlicher Warnung die Pflicht, für den Unterhalt ihrer Kinder zu
sorgen, durch Arbeitsscheu, Liederlichkeit, Gleichgültigkeit oder sonst gröblich
verletzen, mit Gefängnis bestraft und ihnen die Elternrechte entzogen werden können.
Der vor die Behörde beschiedene Vater erklärte, von nun an bezahle er überhaupt
nichts mehr. Darauf wurde er von der Armenpflege wegen Nichterfüllung
seiner Vaterpflichten strafrechtlich eingeklagt. Das Polizeigericht
hat erfreulicherweise die Klage der Armenpflege geschützt und den Vater gemäß
Z 103 des Strafgesetzes wegen Verletzung seiner Elternpflichten zur Bezahlung
der rückständigen Unterhaltsbeiträge innert drei Monaten verurteilt. Das
Gefängnis ist ihm auf 2 Jahre Probezeit bedingt erlassen. Auf Grund dieses
Urteils wird es in Zukunft möglich sein, widerspenstige Väter, die ihre gerichtlich
festgesetzten Alimente für ihre Knder nicht bezahlen wollen, etwas schärfer zur
Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten U.

0 In andern Kantonen, z, B. Zürich, sind solche Urteile bereits vor Jahren erfolgt.
Die Redaktion.
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